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Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Kreisverband Offenbach-Land im Landesverband Hessen

Nach UG plus folgt 50 plus


Jugendliche und Arbeitslose über 50 – Spielball ministerieller Sparpolitik ?

Wie schon in anderen  Programmen angedacht (Selbstverwaltung+ an berufl. Schulen, Vertretungskonzept UG+) arbeitet das HKM weiter  daran, den ausgebildeten (Lehr)-Kräften an Schulen nur noch das Kerngeschäft zu überlassen und einen Teil der schulischen und organisatorischen Aufgaben zu niedrigeren Preisen und schlechteren Konditionen für die Betroffenen auf andere Institutionen oder Personen zu übertragen, Teile werden „outgesourct “.

So hat das HKM im Rahmen des bundesweiten Beschäftigungsprogramms für Arbeitslose 

„ 50+ - Erfahrung hat Zukunft “ ein breites Aufgabenfeld in Schulen vorgesehen, welches Einsatzmöglichkeiten für arbeitslose ältere Arbeitnehmer bietet.

Sie können  ab nächstem Schuljahr als „Schulservicekraft“ für den technischen Service oder in anderen Arbeitsbereichen zur Unterstützung der Schulleitung oder der Lehrkräfte, als „Servicekraft NVS“  zur Umsetzung der Ziele eigenverantwortlicher Schule odernach fünfmonatigem Training  auch als „Arbeitscoach“ zur Betreuung von Praktika und beruflichen Orientierung von Jugendlichen in Hauptschulen und beruflichen Schulen eingesetzt werden. Im Rahmen von vorläufig 20 Schulverbünden in Hessen sollen je 4 allgemeinbildende und eine berufl. Schule kooperieren und den Einsatz der neuen Kräfte koordinieren.

Vergütung und Arbeitszeit richten sich nach den Tarifbestimmungen der Randstad-Stiftung.

Die geförderte Beschäftigung an einer Schule soll 12 – 18 Monate dauern. Zwischen der betreffenden Schule und der Randstad-Stiftung wird ein Arbeitnehmerüberlassungsvertrag geschlossen.

So sehr die Entwicklung einer Arbeitsperspektive für ältere Arbeitslose über 50 Jahren zu begrüßen ist, so problematisch ist allerdings ihr befristeter Einsatz im pädagogischen Bereich.

Als sogenannte „Arbeitscoaches“  (je beteiligte Schule 1 Coach) sollen sie nach 5monatiger Schulung Kontakt zu Praktikums- und Ausbildungsbetrieben  aufnehmen, Jugendliche in Praktika vermitteln und sie im Praktikum sowie im Rahmen einer beruflichen Orientierung betreuen, beim Übergang von Schule zum Beruf beraten, sie mit Bewerbungsverfahren vertraut machen und sie beim Besuch der Arbeitsagentur oder bei  Vorstellungsgesprächen begleiten.

Dies bedeutet einen weitgehenden Einsatz im pädagogischen Bereich, insbesondere im 

Fach Arbeitslehre, für den bisher ausschließlich qualifizierte Lehrkräfte zuständig waren, was mit  einigen negativen Konsequenzen verbunden ist:

- Für die Lehrkräfte entsteht durch die  Beschäftigung solcher Arbeitscoaches im Unterricht keine Entlastung, sondern ein zusätzlicher Koordinations- und Integrationsaufwand, der ohne adäquate Pflichtstundenreduzierung und ohne klare Kooperationsregelungen (Konferenzpflicht…) nicht zu leisten ist. Statt die Lehrerzuweisung für die Praktikumsbetreuung – vermutlich im Wissen um dieses neue Programm - zu streichen, wie  zum 1.8.06 für die beruflichen Schulen in den Schulformen BGJ und der 2jährigen Berufsfachschule geschehen, müsste die Stellenzuweisung aufgestockt werden!
     -      Die Beschäftigungsvoraussetzungen sind denkbar niedrig angesetzt. Einzige zwin-

            gende Qualifizierungsvoraussetzung ist eine mehrjährige Berufserfahrung. Die Befä-

            higung als Ausbilder, soziale Kompetenz,Kommunikationsfähigkeit u.ä. sind nur 

            wünschenswert. So sehr die Berufserfahrung der Arbeitslosen auch ein Gewinn für 

            die Berufsfindung Jugendlicher sein kann, so fragwürdig ist allerdings die Beschrän- 

            kung auf dieses Kriterium. Wer mit Jugendlichen arbeitet, sie unterrichtet und be-

            treut, hat pädagogische Aufgaben zu meistern, und das setzt auch eine pädagogi

            sche Qualifizierung voraus!

- Gerade in den Schulformen, die als Einsatzbereich vorgesehen sind, nämlich 

            Hauptschulen , Berufsvorbereitungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr, 

            Berufsfachschulen, kommt es besonders auf eine stabile, dauerhafte Beziehung 

            zwischen Lehrkräften und SchülerInnen an, wenn der Unterricht erfolgreich sein soll.

            Dies wird durch den befristeten Einsatz der Arbeitscoachs konterkariert.
- Gute Kontakte zu Betrieben in der Region sind nicht so sehr an Ämter, sondern an bestimmte Personen gebunden, was bei einem auf 18 Monate befristeten Einsatz für einen Arbeitscoach nicht zu leisten ist.

       -    Auch die betroffenen Arbeitslosen, die durch den Einsatz als Arbeitscoach auf neue 

            Arbeitschancen hoffen, bleiben ohne  dauerhafte Perspektive, denn die 

            Beschäftigung an der Schule wird nur 12 – 18 Monate gefördert.

Der Einsatz älterer Arbeitsloser als „Schulservicekraft“ oder als „Servicekraft NVS“ lässt sich u.U. nachvollziehen, falls die beruflichen Erfahrungen sich mit den Anforderungen im organisatorischen oder technischen Bereich der Schule decken. Allerdings gilt auch hier, dass in der Schule mit der Schaffung von Beschäftigungsverhältnissen außerhalb der bisher üblichen regulären Einstellungsbedingungen für Lehrer bzw. Schulverwaltung zwei (oder mehr) Klassen von Lehrpersonal bzw. Verwaltungspersonal mit unterschiedlichen Arbeits- und Vergütungsbedingungen und ungleichen Qualifizierungsvoraussetzungen geschaffen werden, was auf Dauer  qualifizierte Berufsbilder entwertet.

Wäre wirklich, wie das Programm vorgibt, ein „Übergang in den ersten Arbeitsmarkt “gewollt, könnte der Staat die Arbeitslosen sofort für die gewünschte Tätigkeit umschulen, d.h. adäquat ausbilden und wie alle anderen Beschäftigten mit gleichem Aufgabenbereich bezahlen. Das Gegenteil aber findet statt:

Mit dem Vertretungskonzept „Unterrichtsgarantie plus“, mit dem Einsatz von 1-Euro-Jobbern an Schulen, mit PPP (public private partnership)  bei der Bewirtschaftung der Schulen im Kreis Offenbach werden Kosten eingespart, das Modell 50+ setzt diese Einsparung bei den Beschäftigten an Schulen weiter fort !

Die GEW lehnt deshalb einen EInsatz von Arbeitscoaches an Schulen ab und fordert die Kolleginnen und Kollegen auf, sich in Konferenzen dafür einzusetzen, dass

- eine grundsätzliche Beteiligung an diesem Programm abgelehnt wird 

  (die Beteiligung ist zur Zeit noch freiwillig ! )

- der Personalrat im Rahmen seines Mitbestimmungsrechts nur qualifiziertem 

  Personal zustimmt, wenn eine Beteiligung nicht vermieden werden kann.

